
Tatsächliche Kosten 
statt fiktiver Modelle

Das Bundessozialgericht konkretisiert die Maßstäbe für Investitionskosten
verhandlungen. Die Botschaft: Maßgeblich ist die tatsächliche Kostenstruktur. 

Fiktive Berechnungsmodelle dürfen plausible Kosten nicht ersetzen.

Von Jonas Schreck

D ie Zahl der Pflege
heimbewohner, 
die auf Sozialhil-
fe angewiesen sind, 

steigt seit Jahren. Damit wächst 
die Bedeutung der Investitions-
kostenvereinbarung nach §§ 75 
ff. SGB XII. Für sozialhilfebe-
dürftige Bewohner übernimmt 
der Sozialhilfeträger die Inves-
titionskosten nur auf Basis einer 
Vereinbarung oder Schiedsstel-
lenentscheidung. Bleibt die Ver-
gütung hinter den tatsächlichen 
Kosten zurück, trägt der Betrei-
ber die Refinanzierungslücke.

Bei gemieteten Einrichtun-
gen ist die Miete regelmäßig die 
größte Einzelposition. Tatsäch-
liche Kosten werden aber teil-
weise immer noch durch fikti-
ve Berechnungsmodelle ersetzt 
und gedeckelt. Die Folge ist eine 
strukturelle Unterfinanzierung.

Mit Urteil vom 22. Januar 
2026 (Az. B 8 SO 15/24 R) hat 
das Bundessozialgericht (BSG) 
klare Maßstäbe gesetzt. Das So-
zialrecht gibt keinem Finanzie-
rungsmodell den Vorrang. Ob 
eine Einrichtung im Eigentum 
steht oder zur Miete betrieben 
wird, ist unerheblich. Refinan-
ziert wird nicht das günstigs-
te denkbare Modell, sondern 
das tatsächlich gewählte – so-
fern die Kosten marktgerecht 
sind. Der Betreiber ist nicht zur 
Schonung kommunaler Haus-
halte verpflichtet, die günstigste 
Vertragsgestaltung zu wählen.

Das BSG arbeitet ein drei-
stufiges Prüfungsverfahren her-
aus. Auf der ersten Stufe ist die 
Plausibilität der Kosten zu prü-
fen. Der Betreiber muss darle-
gen, dass sie nachvollziehbar 
und im Vereinbarungszeit-

raum tatsächlich geschuldet 
sind. Es handelt sich um eine 
Schlüssigkeitsprüfung, nicht um 
einen Vollbeweis. Verträge und 
Kostennachweise müssen zu-
sammenpassen. Die Schieds-
stelle darf Widersprüche und 
Fehler aufgreifen, muss aber 
nicht jede Position bis ins De-
tail überprüfen.

Fiktive Richtwerte dürfen 
tatsächliche Kosten nicht er-
setzen. Legt der Betreiber kon-
krete Kosten dar, darf sich die 
Schiedsstelle nicht allein auf ei-
nen Kostenrichtwert stützen. 
Für vertraglich geschuldete 
Kosten genügt zur Plausibili-
sierung regelmäßig die Vorlage 

der Vertragsunterlagen. Auf der 
zweiten Stufe folgt der externe 
Vergleich. Die geforderte Ver-
gütung wird mit den Vergütun-
gen vergleichbarer Leistungs-
erbringer im Einzugsbereich 
verglichen. Einzelne Kosten-
positionen werden nicht isoliert 
verglichen. Liegt die Vergütung 
im unteren Drittel, ist sie wirt-
schaftlich angemessen. Das un-
tere Drittel ist aber keine Ober-
grenze. Liegt die Vergütung 
darüber, darf sie nicht automa-
tisch gekürzt werden.

Der Einzugsbereich des ex-
ternen Vergleichs ist nicht auf 
den Zuständigkeitsbereich des 

Sozialhilfeträgers beschränkt. 
Stadt- oder Landkreisgrenzen 
bilden keine automatische 
Grenze. Das BSG verlangt zu-
dem eine möglichst große Ver-
gleichsgruppe; gegebenenfalls 
sind auch andere Betreibermo-
delle einzubeziehen. Liegt die 
Vergütung oberhalb des unte-
ren Drittels, folgt auf der dritten 
Stufe eine einrichtungsbezoge-
ne Wirtschaftlichkeitsprüfung. 
Auch eine höhere Vergütung 
kann angemessen sein, wenn 
sie auf einem höheren Aufwand 
beruht und wirtschaftlicher Be-
triebsführung entspricht.

Es kommt nicht darauf an, 
ob ein anderes Finanzierungs-
modell günstiger wäre. Ent-
scheidend ist, ob die einzelne 
Kostenposition marktgerecht ist. 
Bereits 2021 hatte das BSG dies 
für Mieten klargestellt (Az. B 8 
SO 6/19 R). Die aktuelle Ent-
scheidung setzt diese Rechtspre-
chung fort. Für Erbbauzinsen 
führt der Senat ausdrücklich 
aus, dass sie im Grundsatz wirt-
schaftlich sind, wenn sie einem 
Vergleich am Markt standhal-
ten. Für Mieten kann nichts an-
deres gelten. Entscheidend ist 
nicht eine fiktive Errichtung 
im Eigentum, sondern ob die 
tatsächlich vereinbarte Miete 
marktgerecht ist. Ist sie am 
Markt verhandelbar und üblich, 
spricht dies für ihre Refinanzie-
rungsfähigkeit. Auch Verflech-
tungen zwischen Vermieter und 
Betreiber rechtfertigen keine au-
tomatische Kürzung. Sie können 
aber eine Fremdvergleichsprü-
fung auslösen: Wären die Kon-
ditionen auch mit einem unab-
hängigen Dritten verhandelbar 
und marktüblich?

Pf legeheimbetreiber soll-
ten bestehende Investitions
kostenvereinbarungen überprü-

fen. Entscheidend ist, ob die 
refinanzierten Beträge noch der 
tatsächlichen Kostenstruktur 
entsprechen. Besteht eine Re-
finanzierungslücke und ist der 
Vereinbarungszeitraum abge-
laufen, kann der Sozialhilfe-
träger zu neuen Verhandlungen 
aufgefordert werden. Die Ver-
handlungsaufforderung muss 
schriftlich erfolgen; eine ein-
fache E-Mail genügt nicht. 
Kommt innerhalb von drei Mo-
naten keine Einigung zustande, 
kann jede Partei die Schiedsstel-
le anrufen. Die Dreimonatsfrist 
ist eine bloße Wartefrist. Ein 
verfrühter Schiedsantrag wird 
mit Ablauf der Frist zulässig. 
Verhandlungen sind kein Selbst-
läufer. Betreiber sollten von An-
fang an ein mögliches Schieds-
verfahren einplanen und die 
Verhandlungen mit dem Sozi-
alhilfeträger entsprechend vor-
bereiten.

Angesichts der steigenden 
Zahl sozialhilfebedürftiger Be-
wohner kann sich kein Pflege-
heimbetreiber eine strukturelle 
Unterfinanzierung der Investi-
tionskosten leisten. Das Urteil 
liefert starke Argumente für die 
Refinanzierung der tatsächli-
chen Kostenstruktur – unab-
hängig davon, ob ein anderes 
Modell günstiger wäre. Nicht 
betriebsnotwendige oder nicht 
marktgerechte Kosten bleiben 
angreif bar. Fiktive Berech-
nungsmodelle dürfen plausib-
le und marktgerechte Kosten 
aber nicht ersetzen.

Der Autor ist Rechtsanwalt bei 
Iffland Wischnewski und beglei-
tet Mandantinnen und Mandan-
ten gerichtlich und außergericht-
lich im Bereich des Pflegesatz- und 
Investitionskostenrechts.

Eigenanteile in Pflegeheimen 
steigen erneut stark

Heime rund 250 Euro teurer geworden

Die Eigenanteile für Bewohnerinnen und Bewohner in 
Pflegeheimen sind laut dem Verband der Ersatzkassen 
erneut gestiegen. Wer als Pflegebedürftiger in einem 
Heim lebe, müsse im ersten Jahr des Aufenthalts der-
zeit im Schnitt 3.364 Euro pro Monat selbst zahlen, 
teilte der Verband am Dienstag vergangener Woche in 
Berlin mit. Das seien 256 Euro mehr als im Vorjahr.

Am teuersten war das Leben im Heim den Zah-
len zufolge im Schnitt in Bremen (3.761 Euro), Nord-
rhein-Westfalen (3.671 Euro) und Baden-Württemberg 
(3.657 Euro). Am wenigsten mussten Bewohnerin-
nen und Bewohner in Sachsen-Anhalt (2.891 Eu-
ro), Niedersachsen (3.008 Euro) und Mecklenburg-
Vorpommern (3.032 Euro) bezahlen. Für Investitionen 
sind die Bundesländer zuständig, die ihrer Pflicht aber 
laut Meldung nicht ausreichend nachkommen. Im bun-
desweiten Schnitt wälzten die Länder laut den Zah-
len 521 Euro pro Monat auf die Pflegebedürftigen ab, 
am meisten Nordrhein-Westfalen (654 Euro), Bremen 
(630 Euro) und das Saarland (574 Euro). Die hohen 
Steigerungen seien auf Personalkosten zurückzufüh-
ren, erklärte Ersatzkassen-Verbandschefin Ulrike Eis-
ner. Es sei richtig, Pflegekräfte gut zu bezahlen, doch 
dürfe das nicht die Pflegebedürftigen belasten.

Der Arbeitgeberverband Pflege (AGVP) forderte, 
die Verschiebung des Pflegeneuordnungsgesetzes für 
Nachbesserungen zu nutzen. Steigende Kosten für 
Pflegebedürftige, Beitragszahlende und Kommunen 
seien kein Naturgesetz, eine kostengünstige Pflege sei 
möglich.� (epd/ck)

Bethel will groß investieren
13,8 Millionen Euro Jahresüberschuss 2025

Die v. Bodelschwinghschen Stiftungen Bethel haben 
das Geschäftsjahr 2025 mit einem Jahresüberschuss von 
rund 13,8 Millionen Euro abgeschlossen. Die Gesamt-
erträge stiegen nach Angaben des Trägers um 3,7 Pro-
zent auf 2,05 Milliarden Euro. Für 2026 plant Bethel 
Investitionen in Höhe von 105,4 Millionen Euro.

Nach Mitteilung von Vorstandsmitglied Christoph 
Nolting liegt das Ergebnis um rund 2,58 Millionen 
Euro über dem Jahresergebnis 2024, wie der Evange-
lischen Pressedienst (epd) berichtet. Der erwirtschaf-
tete Betrag werde vollständig in die Arbeit Bethels re-
investiert. Die Gesamterträge aller Stiftungsbereiche 
und Tochtergesellschaften stiegen von 1,98 Milliarden 
Euro im Vorjahr auf 2,05 Milliarden Euro.

Bei den Spenden und Nachlässen verzeichneten die 
Stiftungen einen Rückgang um etwa 5,2 Millionen Eu-
ro auf 70,49 Millionen Euro. Die Summe setzt sich laut 
Bethel aus 305.133 Ein-
zelspenden zusammen. 
„Die große Spenden
bereitschaft belegt die 
enge Verbundenheit 
vieler Menschen mit 
Bethel und ihr großes 
Vertrauen in die hier 
geleistete Arbeit“, sagte 
Nolting.

Die Sachinvestiti-
onen fielen 2025 mit 
86,0 Millionen Euro 
deutlich niedriger aus 
als 2024 mit 105,1 Millionen Euro. Nach Angaben 
Noltings wurden wichtige Bauprojekte für Menschen 
mit Hirnschädigungen und junge Erwachsene voran-
getrieben. Investiert wurde zudem in einen Hybrid-OP 
in Berlin sowie in die Ausbildung von Pflege- und me-
dizinischem Nachwuchs.Für 2026 plant Bethel Maß-
nahmen im Volumen von 105,4 Millionen Euro. Zu den 
größeren Vorhaben zählen ein neues Behandlungszen-
trum des Krankenhauses Königin Elisabeth Herzberge 
in Berlin, die Sanierung der Werkstatt Smyrna in Bie-
lefeld sowie ein Schulcampus für sonderpädagogische 
Förderung im niedersächsischen Freistatt.� (epd)

Die v. Bodelschwinghschen Stiftungen Bethel mit Haupt-
sitz in Bielefeld zählen nach eigenen Angaben zu den größ-
ten diakonischen Unternehmen Europas. An den rund 300 
Bethel-Standorten in acht Bundesländern sind erstmals 
mehr als 25.000 Mitarbeitende tätig, ein Plus von 4,1 Pro-
zent gegenüber 2024.
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Das Urteil liefert 
starke Argu
mente für die 

Refinanzierung 
der tatsächlichen 
Kostenstruktur

Der erwirt-
schaftete Be-
trag wird voll-
ständig in das 
Unternehmen 
zurückfließen.
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